Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 


Zweiter Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verteidigung 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

— Drucksache 1423 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Kiiesing (Honnef) 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 95. Sitzung 
vom 20. Januar 1960 den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Wehrpflichtgesetzes — Drucksache 
1423 — dem Ausschuß für Verteidigung federfüh- 
rend und dem Ausschuß für Inneres zur Mitberatung 
überwiesen. Der Ausschuß für Verteidigung hat sich 
in drei Sitzungen, der Ausschuß für Inneres in zwei 
Sitzungen mit dem Entwurf befaßt. 

Auf Wunsch des Senats des Landes Berlin hat der 
Ausschuß die Bestimmungen, die das Paßgesetz, 
das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz und 
das Gesetz über die Meldepflicht der deutschen 
Staatsangehörigen im Ausland betreffen aus dem 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wehr- 
pf lichtgesetzes herausgenommen, in dem hier behan- 


delten neuen Gesetz unter dem Titel „Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Paßgesetzes, des Reichs- 
und Staatsangehörigkeitsgesetzes und zur Auf- 
hebung des Gesetzes über die Meldepflicht der 
deutschen Staatsangehörigen im Ausland" zusam- 
mengefaßt und mit einer Berlin-Klausel versehen. 
Die übrigen Artikel des Entwurfs zur Änderung des 
Wehrpflichtgesetzes sind in Drucksache 1893 behan- 
delt. 

Im einzelnen ist zu bemerken, daß das Paßgesetz 
und das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz der 
neuen Rechtslage angepaßt wurden und daß das 
Gesetz über die Meldepflicht der deutschen Staats- 
angehörigen im Ausland aufgehoben werden muß, 
weil es mindestens teilweise dem Grundgesetz 
widerspricht, 


Bonn, den 25. Mai 1960 


Dr. Kiiesing (Honnef) 

Berichterstatter 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1423 — mit der 
neuen Überschrift „Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Paßgesetzes, des Reichs- und Staats- 
angehörigkeitsgesetzes und zur Aufhebung des Ge- 
setzes über die Meldepflicht der deutschen Staats- 
angehörigen im Ausland" in der aus der anliegen- 
den Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 25. Mai 1960 


Der Ausschuß für Verteidigung 
Dr. Jaeger Dr. Kliesing (Honnef) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

— Drucksache 1423 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 

(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 bis 3 


Artikel 4 

Änderung des Paßgesetzes 

§ 7 Abs. 1 Buchstabe e des Gesetzes über das Paß- 
wesen vom 4. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 290) in 
der Fassung des Gesetzes vom 24. Mai 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 435) wird wie folgt gefaßt: 

„e) der Paßbewerber unbefugt in fremde Heeres- 
dienste eintreten will."^ 

Artikel 5 

Aufhebung des Gesetzes über die Meldepflicht der 
deutschen Staatsangehörigen im Ausland 

Das Gesetz über die Meldepflicht der deutschen 
Staatsangehörigen im Ausland vom 3. Februar 1838 
(Reichsgesetzbl. I S. 113) wird aufgehoben. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


(siehe Zusammenstellung des Ersten Schriftlichen Berichts 
über den von der Bundesregierung eingebraditen Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Wehrpflicht- 
gesetzes — Drucksache 1893) 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Paßgesetzes, des Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetzes und zur Aufhebung 
des Gesetzes über die Meldepflicht der deutschen 
Staatsangehörigen im Ausland 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Paßgesetzes 

§ 7 Abs. 1 Buchstabe e des Gesetzes über das Paß- 
wesen vom 4. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 290) in 
der Fassung des Gesetzes vom 24. Mai 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 435) wird wie folgt gefaßt: 

„e) der Paßbewerber unbefugt in fremde Heeres- 
dienste eintreten will." 

Artikel 2 

Aufhebung des Gesetzes über die Meldepflicht der 
deutschen Staatsangehörigen im Ausland 

Das Gesetz über die Meldepflicht der deutschen 
Staatsangehörigen im Ausland vom 3. Februar 1938 
(Reichsgesetzbl. IS. 113) wird aufgehoben. 
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Entwurf 
Artikel 6 


Artikel 7 

Änderung des Reichs- und Staatsangehörigkeits- 
gesetzes 

§ 22 des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes 
vom 22. Juli 1913 (Reichsgesetzbl. S. 583) erhält fol- 
gende Fassung: 

„§ 22 

(1) Die Entlassung darf nicht erteilt werden ^ 

1. Beamten, Richtern, Soldaten der Bundes- 
wehr und sonstigen Personen, die in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amts- 
verhältnis stehen, solange ihr Dienst- oder 
Amtsverhältnis nicht beendet ist, mit Aus- 
nahme der ehrenamtlich tätigen Personen, 

2. Wehrpflichtigen, solange nicht der Bun- 
desminister für Verteidigung oder die von 
ihm bezeichnete Stelle erklärt hat, daß 
gegen die Entlassung Bedenken nicht be- 
stehen. 

(2) Aus anderen als den in Absatz 1 genannten 
Gründen darf die Entlassung nicht verweigert 
werden." 


Artikel 8 


Artikel 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

(siehe Zusammenstellung des Ersten Schriftlichen Berichts 
über den von der Bundesregierung eingebraditen Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Wehrpflicht- 
gesetzes — Drucksache 1893) 

Artikel 3 

Änderung des Reichs- und Staatsangehörigkeits- 
gesetzes 

§ 22 des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes 
vom 22. Juli 1913 (Reichsgesetzbl. S. 583) erhält fol- 
gende Fassung: 

.§ 22 

(1) Die Entlassung darf nicht erteilt werden 

1. Beamten, Richtern, Soldaten der Bundes- 
wehr und sonstigen Personen, die in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amts- 
verhältnis stehen, solange ihr Dienst- oder 
Amtsverhältnis nicht beendet ist, mit Aus- 
nahme der ehrenamtlich tätigen Personen, 

2. Wehrpflichtigen, solange nicht der Bun- 
desminister für Verteidigung oder die von 
ihm bezeichnete Stelle erklärt hat, daß 
gegen die Entlassung Bedenken nicht be- 
stehen. 

(2) Aus anderen als den in Absatz 1 genannten 
Gründen darf die Entlassung nicht verweigert 
werden." 


(siehe Zusammenstellung des Ersten Schriftlichen Berichts 
über den von der Bundesregierung eingebraditen Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Wehrpflidit- 
gesetzes — Drucksache 1893) 


Artikel 4 
Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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